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Die finanztechnische Frage, ob der in Brüssel vereinbarte Stabilitäts-
mechanismus, der den im Mai 2010 vereinbarten Rettungsfonds im 

Jahre 2013 ablöst, die Spekulation gegen den Euro beenden wird, lasse 
ich dahingestellt. Wichtiger ist die politische Frage des Konstruktionsfeh-
lers der Währungsunion, über den die Finanzmarktspekulation nun allen 
die Augen geöffnet hat. 

Bei der Einführung des Euro im Jahre 1999 hatten einige noch auf die 
Fortsetzung des politischen Einigungsprozesses gehofft. Andere Befür-
worter glaubten an das ordoliberale Lehrbuch, das der Wirtschaftsverfas-
sung mehr zutraut als der Demokratie. Sie meinten, dass  die Einhaltung 
simpler Regeln für eine Konsolidierung der Staatshaushalte genügen 
müsste, um (gemessen an den Lohnstückkosten) eine Angleichung der 
nationalen Wirtschaftsentwicklungen herbeizuführen. 

Beide Erwartungen sind dramatisch enttäuscht worden. Die schnelle 
Aufeinanderfolge von Finanz-, Schulden- und Eurokrise hat die falsche 
Konstruktion eines riesigen Wirtschafts- und Währungsraums, dem aber 
die Instrumente für eine gemeinsame Wirtschaftspolitik fehlen, sichtbar 
gemacht. Europaskeptiker wie Angela Merkel sind unter diesen syste-
mischen Zwängen widerstrebend zu einem Schritt in Richtung Integra-
tion gedrängt worden. Mit dem Beschluss des Europäischen Rates vom  
25. März dieses Jahres soll der Fehler auf dem informellen Wege der 
„offenen Koordinierung“ beseitigt werden. Diese Notlösung hat aus Sicht 
der Akteure den Vorzug, keine schlafenden Hunde zu wecken. Anderer-
seits ist sie, sofern sie überhaupt funktioniert, in der Auswirkung unde-
mokratisch und dazu angetan, in den Bevölkerungen der verschiedenen 
Mitgliedstaaten gegenseitig Ressentiments zu schüren.

Die Regierungschefs haben sich darauf festgelegt, jeweils im eigenen 
Land einen Katalog von Maßnahmen zur Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- 
und Lohnpolitik umzusetzen, die eigentlich Sache der nationalen Par-
lamente (bzw. der Tarifparteien) wären. In den Empfehlungen spiegelt 
sich ein Politikmuster, das die deutsche Handschrift trägt. Von der wirt-
schaftspolitischen Weisheit der verordneten Austerität, die auf eine kon- 
traproduktive Dauerdeflation in der Peripherie hinauszulaufen droht, will 
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ich gar nicht reden. Ich konzentriere mich auf das Verfahren: Die Regie-
rungschefs wollen sich jedes Jahr gegenseitig über die Schulter sehen, 
um festzustellen, ob denn die Kollegen den Schuldenstand, das Renten-
eintrittsalter und die Deregulierung des Arbeitsmarktes, das Sozialleis-
tungs- und das Gesundheitssystem, die Löhne im öffentlichen Sektor, die 
Lohnquote, die Körperschaftsteuer und vieles mehr an die „Vorgaben“ 
des Europäischen Rates angepasst haben. 

Die falsche Methode

Die rechtliche Unverbindlichkeit der intergouvernementalen Vorverstän-
digung über Politiken, die in Kernkompetenzen der Mitgliedstaaten und 
ihrer Parlamente eingreifen, führt in ein Dilemma. Wenn die Empfehlun-
gen zur wirtschaftspolitischen Steuerung wirkungslos bleiben, verstetigen 
sich die Probleme, die damit gelöst werden sollen. Wenn jedoch die Regie-
rungen ihre Maßnahmen tatsächlich in der beabsichtigten Weise koordi-
nieren, müssen sie sich dafür zu Hause die nötige Legitimation „beschaf-
fen“. Das muss aber ein claire-obscure der sanften Pression von oben und 
der unfreiwillig-freiwilligen Akkomodation von unten erzeugen. Was 
bedeutet denn das Recht der Kommission, die Haushalte der Mitgliedstaa-
ten „rechtzeitig“, also vor der Entscheidung der Parlamente, zu prüfen, 
anderes als die Anmaßung, ein wirksames Präjudiz zu schaffen? 

Unter diesem Grauschleier können sich die nationalen Parlamente 
(und gegebenenfalls die Gewerkschaften) dem Verdacht nicht entziehen, 
andernorts gefasste Vorentscheidungen nur noch abzunicken, das heißt 
konkretisierend nachzuvollziehen. Dieser Verdacht muss jede demokra-
tische Glaubwürdigkeit zerfressen. Das Wischiwaschi einer Koordinie-
rung, deren rechtlicher Status absichtsvoll im Ungefähren bleibt, genügt 
nicht für Regelungen, die ein gemeinsames Handeln der Union erfordern. 
Solche Beschlüsse müssen auf beiden für Unionsentscheidungen vorge-
sehenen Wegen legitimiert werden – nicht nur auf dem indirekten Wege 
über die im Rat vertretenen Regierungen, sondern auch über das Europä-
ische Parlament unmittelbar. Andernfalls wird die bekannte zentrifugale 
Dynamik des Fingerzeigens auf „Brüssel“ nur noch beschleunigt – die 
falsche Methode wirkt als Spaltpilz.

Solange die europäischen Bürger allein ihre nationalen Regierungen 
als Handelnde auf der europäischen Bühne im Blick haben, nehmen sie 
die Entscheidungsprozesse als Nullsummenspiele wahr, in denen sich die 
eigenen Akteure gegen die anderen durchsetzen müssen. 

Die nationalen Helden treten gegen „die anderen“ an, die an allem 
schuld sind, was „uns“ das Monster Brüssel auferlegt und abverlangt. 
Nur im Blick auf das von ihnen gewählte, nach Parteien und nicht nach 
Nationen zusammengesetzte Parlament in Straßburg könnten die euro-
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päischen Bürger Aufgaben der wirtschaftspolitischen Steuerung als 
gemeinsam zu bewältigende Aufgaben wahrnehmen. 

Und die Alternative?

Eine anspruchsvollere Alternative bestünde darin, dass die Kommis-
sion diese Aufgaben auf dem demokratischen Wege des „ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahrens“, also mit Zustimmung von Rat und Parla-
ment, ausübt. Das würde allerdings eine Kompetenzverlagerung von den 
Mitgliedstaaten auf die Union verlangen, und eine derart einschneidende 
Vertragsänderung erscheint einstweilen als unrealistisch. 

Wahrscheinlich stimmt die Erwartung, dass die europamüden Bevöl-
kerungen unter gegebenen Umständen eine weitere Übertragung von 
Souveränitätsrechten selbst im Kernbereich der Union ablehnen würden. 
Aber diese Voraussage ist zu bequem, wenn sich die politischen Eliten 
damit von ihrer Verantwortung für den erbärmlichen Zustand der Union 
entlasten. Dass die jahrzehntelange breite Zustimmung zur europäischen 
Einigung sogar in der Bundesrepublik stark abgenommen hat, ist nicht 
selbstverständlich. Der europäische Einigungsprozess, der immer schon 
über die Köpfe der Bevölkerung hinweg betrieben worden ist, steckt 
heute in der Sackgasse, weil er nicht weitergehen kann, ohne vom bis-
her üblichen administrativen Modus auf eine stärkere Beteiligung der 
Bevölkerung umgestellt zu werden. Stattdessen stecken die politischen 
Eliten den Kopf in den Sand. Sie setzen ungerührt ihr Eliteprojekt und 
die Entmündigung der europäischen Bürger fort. Es gab bisher in kei-
nem der Mitgliedstaaten eine einzige Europawahl und kaum ein Refe-
rendum, in denen über etwas anderes als über nationale Themen und 
Tickets entschieden worden ist. Politische Parteien vermeiden natürlich 
die Thematisierung unpopulärer Fragen. Das ist einerseits trivial, weil es 
das Ziel von Parteien sein muss, Wahlen zu gewinnen. Andererseits ist es 
keineswegs trivial, warum seit Jahrzehnten Europawahlen von Themen 
und Personen beherrscht werden, die gar nicht zur Entscheidung anste-
hen. Der Umstand, dass sich die Bürger über die Relevanz des Gesche-
hens im subjektiv entfernten Straßburg und Brüssel täuschen, begründet 
sehr wohl eine Bringschuld, der sich jedoch die politischen Parteien hart- 
näckig entziehen. 
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